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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mit einer Motion wollte Nationalrat Gross (sp, TG) den Bundesrat verpflichten, eine
gesetzliche Grundlage für den Ausgleich von Patientenschäden zu schaffen, die weder
dem Arzt oder dem Spitalträger als haftpflichtig zugeordnet noch über die
Leistungspflicht einer Sozialversicherung abgegolten werden können. Unter anderem
regte Gross die Schaffung eines von Leistungserbringern und Versicherern finanzierten
Patientenfonds an. Der Bundesrat verwies darauf, dass die Behebung eines durch eine
Fehlleistung verursachten Gesundheitsschadens in den meisten Fällen eine normale
KVG-Pflichtleistung darstellt. Er anerkannte, dass mit einem Patientenfonds das
Verhältnis zwischen Arzt und Patient entschärft werden könnte, vertrat aber die
Meinung, es sei Sache der Leistungserbringer resp. ihrer Branchenverbände und der
Versicherer, allenfalls einen derartigen Fonds einzurichten. Auf seinen Antrag wurde
der Vorstoss als Postulat überwiesen. 1

MOTION
DATUM: 30.09.2002
MARIANNE BENTELI

Erfolg hatte Kiener Nellen (sp, BE) mit einer Motion, die den Bundesrat aufforderte,
Budget und Finanzplan des Bundesamtes für Sport (Baspo) ab 2007 um mindestens 10
Mio Fr. zu erhöhen, damit – in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für
Gesundheit (BAG) – Umsetzungsprojekte zur Bewegungs- und Sportförderung sowie zur
Förderung einer gesunden Ernährung für Kinder im Alter von fünf bis zehn Jahren
realisiert werden können. Die Motionärin machte geltend, es gebe zahlreiche Hinweise
darauf, dass ausreichend Bewegung und Sensibilisierung für eine gesunde Ernährung im
Kindesalter einer sportlichen Betätigung und einer ausgewogenen Lebensweise auch im
Erwachsenenalter Vorschub leisten können. Trotz des unbestrittenen Handlungsbedarfs
war der Bundesrat jedoch der Ansicht, dass Umsetzungsprogramme für Kinder und
Jugendliche nicht isoliert zu betrachten, sondern in einen gesamtheitlichen Kontext zu
stellen sind, weshalb er Ablehnung dieser sehr eng gefassten Motion beantragte. Der
Nationalrat war aber der Auffassung, Prävention habe gerade in einem frühen
Entwicklungsstadium einen ganz hohen Stellenwert, weshalb er die Motion mit 118 zu 56
Stimmen an den Ständerat überwies. Abgelehnt wurde hingegen eine Motion Zisyadis
(pda, VD) (Mo. 04.3779) auf Übernahme der Diätberatung bei Jugendlichen durch die
obligatorische Krankenversicherung, da der BR geltend machte, anders als bei
Erwachsenen sei im Kinder- oder Jugendalter der Nutzen einer Beratung nicht
wissenschaftlich nachgewiesen 2

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Medikamente

Zu recht viel Unmut hatte 2005 der Entscheid des EDI geführt, fünf provisorisch in den
Pflichtleistungskatalog nach KVG aufgenommene ärztliche Alternativmethoden
(Phytotherapie, Homöopathie, traditionelle chinesische Medizin, anthroposophische
Medizin und Neuraltherapie) wieder zu streichen, da deren Wirksamkeit nicht
wissenschaftlich habe nachgewiesen werden können. Vorstösse zur Korrektur dieses
Entscheids wurden denn auch eingereicht. Gegen dessen Willen verpflichtete der
Ständerat den Bundesrat mit einer mit 19 zu 3 Stimmen deutlich angenommenen
Motion Forster (fdp, SG), bis Ende 2008 anhand von wissenschaftlichen Methoden,
nicht aber zwingend nach den Kriterien der Schulmedizin, noch einmal zu untersuchen,
ob die aus der obligatorischen Krankenversicherung ausgeschlossenen Therapieformen
Homöopathie, anthroposophische Medizin und traditionelle chinesische Heilkunde den
Nachweis der Kriterien Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit gemäss
Art. 32 KVG erbracht haben. Sollte dies für eine oder mehrere Methoden der Fall sein,
so seien diese definitiv in den Grundleistungskatalog aufzunehmen. 3

MOTION
DATUM: 28.09.2007
MARIANNE BENTELI
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Suchtmittel

Santésuisse hatte schon früher angekündigt, sie würde gegen die Kassenpflicht von
Heroin rekurrieren. Vehement dagegen protestiert hatten auch Vertreter des
rechtbürgerlichen Lagers. Die SVP hatte die diesbezüglichen Absichten des BSV sogar
zum Anlass genommen, in einer parlamentarischen Initiative zu verlangen, das
Parlament solle anstelle des EDI den Grundleistungskatalog der Krankenversicherung
regeln, doch war der Vorstoss im Nationalrat deutlich abgelehnt worden. Mehr Erfolg
hatte im Berichtsjahr der Solothurner CVP-Abgeordnete Heim. Seine Motion für eine
Aufhebung der Kassenpflicht wurde gegen den Willen des Bundesrates vom Nationalrat
mit 95 zu 67 gutgeheissen. Heim argumentierte, die Heroinabgabe, die
erwiesenermassen zu einem Rückgang der Beschaffungskriminalität geführt habe, sei
weniger eine medizinische denn eine sozialpolitische Massnahme zur
Verbrechensbekämpfung. 4

MOTION
DATUM: 30.09.2002
MARIANNE BENTELI

Mit 25 zu 17 Stimmen lehnte der Ständerat eine im Vorjahr vom Nationalrat
angenommene Motion Heim für eine Aufhebung der Krankenkassenpflicht der
heroingestützten Behandlung ab. Die Befürworter der Motion aus CVP und SVP machten
erneut geltend, die medizinisch kontrollierte Heroinabgabe sei weniger eine
medizinische denn eine sozialpolitische Massnahme, weshalb sie über allgemeine
Steuern zu bezahlen sei, die Gegner konterten, Opiatsucht sei eine international
anerkannte Krankheit und deren Behandlung, in welcher Form auch immer, deshalb
kassenpflichtig. 5

MOTION
DATUM: 10.03.2003
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Eine Motion Guisan (fdp, VD) verlangte, dass die Prämien der privaten Versicherungen
kapitalisiert und bei einem Kassenwechsel von einem Versicherer zum anderen
transferiert werden können, sowie dass die Vorbehalte zum Eintritt in eine
Zusatzversicherung möglichst restriktiv angewendet werden. Guisan wollte damit
erreichen, dass die Prämien der Zusatzversicherungen gerade für ältere
Versicherungsnehmer erschwinglich bleiben. Auf Antrag des Bundesrates, der erneut
darauf hinwies, dass der Gesetzgeber die Zusatzversicherungen klar dem Privatrecht
unterstellt habe, wurde der Vorstoss nur als Postulat angenommen. 6

MOTION
DATUM: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI

Aber auch Borer sah bei den Zusatzversicherungen einen gewissen Handlungsbedarf.
Mit einer als Postulat überwiesenen Motion regte er an, es sei eine Stelle zu schaffen,
welche die Grund- und die Zusatzversicherung koordiniert. Zudem sollten
Versicherungsvorbehalte in den Zusatzversicherungen auf fünf Jahre beschränkt und
leistungsfreie Zeiten (auch bei Vorversicherern) im Sinn eines Bonussystems zu
Prämienermässigungen führen. 7

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Eine als Postulat überwiesene Motion Grobet (sp, GE) regte die Schaffung einer
zentralen Beschwerdestelle gegen Entscheide der Krankenkassen an. 8

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Gegen den Willen des Bundesrates, der Umwandlung in ein Postulat beantragte, nahm
der Ständerat knapp (mit 16 zu 14 Stimmen) eine Motion Stähelin (cvp, TG) an, die im
Sinn einer Kosteneindämmung eine Überprüfung des Leistungskatalogs nach KVG
verlangt. Neue Leistungen sollen nicht mehr zugelassen werden, wenn sie sich nicht
unmittelbar auf Therapie und Behandlung von Krankheiten beziehen, über das
medizinisch Notwendige hinausgehen, Konsumcharakter haben, gegen geringfügige
Gesundheitsstörungen eingesetzt werden oder wenig kosten und so das
Hauhaltsbudget nicht überlasten. Zudem verlangte Stähelin, der Leistungskatalog der
ärztlichen Behandlungen sei positiv zu formulieren. Der Bundesrat verwies darauf, dass
nach geltendem KVG nur jene Leistungen kassenpflichtig sind, die einerseits von
zugelassenen Leistungserbringern erbracht werden und andererseits wirksam,
zweckmässig und wirtschaftlich sind. Einen positiv formulierten Leistungskatalog lehnte
er ab, weil er an seiner Klausursitzung vom Mai nach einer umfassenden Systemanalyse

MOTION
DATUM: 19.09.2002
MARIANNE BENTELI
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festgestellt hatte, dass die Kostensteigerungen nicht auf die medizinischen Leistungen
an sich, sondern auf deren Mengenausweitung zurückzuführen sind. Eine positive
Formulierung wäre auch nicht sachgerecht, da die ärztlichen Leistungen zu
vielschichtig sind, um in einem Katalog abschliessend umschrieben zu werden. 9

2002 hatte der Ständerat, wenn auch knapp, eine Motion Stähelin (cvp, TG)
angenommen, die eine umfassende Überprüfung und Verkleinerung des
Leistungskatalogs in der Grundversicherung sowie die Erstellung einer „Positivliste“
verlangte. Im Nationalrat machte der Bundesrat erneut geltend, ein positiv formulierter
Leistungskatalog wäre nicht sachgerecht, weil die ärztlichen Leistungen zu vielschichtig
seien, als dass sie in einer Auflistung abschliessend umschrieben werden könnten.
Zudem beruhten die steigenden Gesundheitskosten nicht so sehr auf der Anzahl der
zugelassenen Leistungen, als vielmehr auf der Mengenausweitung. Die grosse Kammer
folgte dieser Argumentation und überwies die Motion lediglich in Postulatsform. 10

MOTION
DATUM: 01.03.2004
MARIANNE BENTELI

Bei der Vergütung von Leistungen nach KVG erstellt der Bund eine Liste der unter die
Bestimmungen fallenden Mittel und Gegenstände (Migel) und setzt Höchstbeträge für
die Übernahme der Kosten durch die Kassen fest. Im Parlament wurde nun kritisiert,
diese Regelung führe dazu, dass die Hersteller bei der Festsetzung der Preise
grundsätzlich von diesem Maximum ausgingen, weshalb kein eigentlicher Wettbewerb
stattfinde. Mit zwei ähnlich lautenden Motionen (05.3522, 05.3523) verlangten deshalb
die Nationalrätinnen Heim (sp, SO) und Humbel Näf (cvp, AG), die Preise seien in
Tarifverträgen zwischen Lieferanten und Versicherern festzusetzen. Der Bundesrat
vertrat die Auffassung, die periodische Überprüfung durch das BAG sei ein wirksameres
Instrument der Kostendämpfung und beantragte Ablehnung der Vorstösse. Der
Nationalrat ortete aber Handlungsbedarf, worauf der Bundesrat seine Opposition nicht
länger aufrecht erhielt und der Rat die beiden Motionen diskussionslos überwies. 11

MOTION
DATUM: 19.03.2007
MARIANNE BENTELI

2005 waren drei völlig identische Motionen aus der CVP (05.3590), der GP (05.3592)
und der SP (05.3589) bezüglich der Leistungen bei Mutterschaft eingereicht worden.
Sie bemängelten, dass gemäss KVG die Leistungen bei einer unkomplizierten
Schwangerschaft vom Selbstbehalt ausgenommen sind, nicht aber bei einer
Risikoschwangerschaft, resp. dass der Gesetzestext unklar formuliert sei, weshalb es im
Ermessen der Krankenversicherer liege, wie sie diese Leistungen abrechnen. Obgleich
der Bundesrat bereit gewesen war, die Motionen anzunehmen, waren sie aus der SVP
bekämpft und vorderhand der Diskussion entzogen worden. 2006 hatte der Rat
indessen eine ebenfalls gleich lautende Motion aus der FDP angenommen. Der Form
halber wurden nun die drei pendenten Vorstösse ebenfalls von beiden Räten
überwiesen. 12

MOTION
DATUM: 19.03.2007
MARIANNE BENTELI

Ständerat Frick (cvp, SZ) wollte mit einer Motion den Bundesrat verpflichten, zur
Verhinderung der „Billigkassen“ eine Ergänzung des KVG vorzulegen, wonach
Krankenkassen unter einheitlicher Leitung (Konzern, Kassenkonglomerate und
dergleichen) für die obligatorische Grundversicherung in derselben Prämienregion
jeweils dieselbe Prämie festlegen müssen. Im Plenum konnte Santésuisse-Präsident
Brändli (svp, GR) mit einem Ordnungsantrag erreichen, dass der Vorstoss zur weiteren
Vorbereitung an die Kommission zurückgegeben wurde. 13

MOTION
DATUM: 25.09.2007
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat hatte im Vorjahr eine Motion Forster (fdp, SG) angenommen, welche eine
steuerbegünstigte 3. Säule zur Äufnung eines Guthabens zur Finanzierung der Pflege im
Alter verlangt, allerdings nicht ohne Bedenken bezüglich einer Sozialpolitik über
Steuererleichterungen, welche in erster Linie wohlhabenden Personen zugute komme.
Obgleich der Bundesrat nach wie vor bereit war, die Motion anzunehmen, wurde diese
auf Antrag seiner Kommission vom Nationalrat mit 100 zu 38 Stimmen verworfen, weil
der Kreis der Begünstigten zu klein wäre. 14

MOTION
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI
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Eine Motion Frick (cvp, SZ) wollte den Bundesrat beauftragen, eine Ergänzung des KVG
vorzulegen, wonach die Krankenkassen unter einheitlicher Führung und Leitung für die
obligatorische Grundversicherung in derselben Prämienregion jeweils dieselbe Prämie
festlegen müssen. Die Motion bezweckte, die Jagd nach sogenannten guten Risiken und
den Aufbau von Billigkassen zu unterbinden. Dem Bundesrat erschien der Vorschlag,
eine einheitliche Prämie festzulegen, nicht der richtige Weg, um gegen diese Kassen
vorzugehen. Er beantragte daher die Ablehnung der Motion. Die Kommission des
Ständerates sprach sich hingegen mit 8 zu 3 Stimmen für deren Annahme aus, um den
notwendigen Druck aufrechtzuerhalten, um gegen Billigkassen vorgehen zu können. Der
Ständerat nahm die Motion knapp mit 18 zu 17 Stimmen an. 15

MOTION
DATUM: 02.10.2008
LINDA ROHRER

Eine Motion Humbel Näf (cvp, AG) forderte den Bundesrat auf, die Voraussetzungen zu
schaffen, damit die Pflegeleistungen nach dem Krankenversicherungsgesetz und die
Hilflosenentschädigung zur AHV/IV mit dem gleichen Bedarfsabklärungsinstrument
bestimmt werden. Ziel sei die Vereinfachung der Administration, insbesondere für
Pflegeinstitutionen wie Spitex und Pflegeheime. Der Bundesrat beantragte zuerst die
Ablehnung der Motion mit der Begründung, dass sich die Hilflosenentschädigungen der
AHV/IV und die Pflegeleistungen gemäss Krankenversicherungsgesetz in grundsätzlicher
Hinsicht von einander unterscheiden. Seit seiner ersten Stellungnahme hatten sich
einige Voraussetzungen verändert und er war deshalb bereit, die Motion in Form eines
Postulates anzunehmen. Dem folgte der Nationalrat aber nicht, indem er die Motion als
solche mit 109 zu 71 Stimmen annahm. 16

MOTION
DATUM: 19.03.2009
LINDA ROHRER

Durch einen Ordnungsantrag war im Vorjahr eine Motion Stähelin (cvp, TG) an die
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit zurückgewiesen worden. Die Motion
forderte, dass Personen, welche aufgrund ihrer wirtschaftlichen Situation in der Lage
sind, ihre Krankenkassenprämien zu bezahlen, dies aber trotzdem nicht tun, auf einer
Liste erfasst werden, welche nur den Leistungserbringern, Gemeinden und Kantonen
zugänglich ist. Die Kommission des Ständerates beantragte einstimmig, die Motion
abzulehnen. Auch der Motionär selbst forderte den Ständerat zur Ablehnung auf, denn
das Anliegen wurde inzwischen bereits durch die oben genannte parlamentarische
Initiative aufgegleist. In diesem Sinne lehnte der Ständerat die Motion ab. 17

MOTION
DATUM: 04.06.2009
LUZIUS MEYER

Eine Motion Schwaller (cvp, FR) wollte den Leistungskatalog der Grundversicherung als
Positivkatalog formulieren und eine strenge Überprüfung nach den Kriterien der
Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit vornehmen. Der Bundesrat sah
einen Teil der Anliegen der Motion bereits als erfüllt an, da ein positiv formulierter
Leistungskatalog für die nichtärztlichen Leistungen bereits besteht. Die Problematik
des Einsatzes medizinischer Leistungen ausserhalb des Zweckbereiches der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung lasse sich zudem nicht mit einer Positivliste
lösen. Der Bundesrat beantragte daher die Ablehnung der Motion. Der Ständerat teilte
die Meinung des Bundesrates aber nicht und nahm die Motion mit 17 zu 13 Stimmen
an. 18

MOTION
DATUM: 22.09.2009
LINDA ROHRER

Eine im Vorjahr von der kleinen Kammer angenommene Motion Schwaller (cvp, FR),
welche den Leistungskatalog der Grundversicherung als Positivkatalog formulieren und
eine strenge Überprüfung nach den Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und
Wirtschaftlichkeit vornehmen wollte, lehnte der Nationalrat ab. 19

MOTION
DATUM: 02.03.2010
LUZIUS MEYER

Le Conseil national a accepté une motion de la CSSSP-CE adoptée par le Conseil des
Etats l’année précédente chargeant le Conseil fédéral de présenter des modifications
de la LAMal et de soumettre des propositions concrètes pour mettre en œuvre la
stratégie qualité et pour créer une institution indépendante financée par la LAMal dont
le but est de procéder à des expertises relatives à la qualité et à l’économicité des
prestations de l’assurance-maladie. Parallèlement, le Conseil des Etats a accepté une
motion identique (10.3015) issue de la CSSSP-CN et adoptée par le Conseil national
l’année précédente. Par ailleurs, le Conseil national a encore adopté deux motions du
PLR (10.3450; 10.3451) acceptées l’année précédente par le Conseil des Etats chargeant
le gouvernement d’élaborer les conditions-cadres au fonctionnement, d’une part,
d’une organisation indépendante dont la tâche est d’évaluer la qualité du système de

MOTION
DATUM: 03.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER
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santé et, d’autre part, d’une agence chargée d’analyser l’impact économique des
nouvelles technologies médicales. Les deux organismes ainsi créés doivent publier leurs
résultats au public. Si le premier vise à coordonner la stratégie qualité au niveau
national, le second vise à mesurer l’économicité et l’adéquation des prestations de
manière systématique. 20

Les chambres ont adopté une motion du groupe socialiste chargeant le Conseil fédéral
d’uniformiser les financements des prestations LAMal sur la base des mêmes critères
pour les secteurs stationnaire et ambulatoire. Elles ont estimé que cette uniformisation
permet d’éviter des effets pervers comme l’avantage comparatif de rester à l’hôpital au
lieu de séjourner dans un établissement médicosocial (EMS), encourage la mise en
réseau des soins et facilite la simplification et la régulation du système de santé. Le
Conseil national a adopté la motion par 118 voix contre 22, le groupe PDC s’y étant
majoritairement opposé, et le Conseil des Etats l’a acceptée tacitement. 21

MOTION
DATUM: 12.04.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil des Etats a rejeté une motion Humbel (pdc, AG) adoptée par le Conseil
national l’année précédente proposant d’évaluer les prestations pour soins de la LAMal
et les allocations pour impotents de la LAVS et de la LAI selon un seul et même outil
d’analyse des soins nécessaires. Les sénateurs ont estimé, tout comme le Conseil
fédéral, que les différences structurelles sont trop importantes entre les deux types de
prestations, notamment en ce qui concerne leurs moyens et leurs buts respectifs. 22

MOTION
DATUM: 30.05.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Les chambres ont adopté une motion Brändli (udc, GR) chargeant le Conseil fédéral
d’élaborer un nouveau système de financement des prestations de l’assurance de
base qui garantisse la transparence dans le domaine des flux financiers, élimine les
fausses incitations entre les secteurs ambulatoire et stationnaire, et détermine la
répartition des coûts pris en charge entre les assureurs et les collectivités publiques. Le
motionnaire estime que ces mesures permettent d’élaborer un système de santé
efficace et de mieux maîtriser les coûts. Le Conseil des Etats l’a adoptée tacitement. Au
Conseil national, une minorité s’y est opposée estimant d’une part, que de nombreux
changements dans le secteur de la santé sont en cours et demandent à être discutés et
analysés plus globalement et d’autre part, que l’exigence de fixer la part des coûts pris
en charge par les pouvoirs publics limite la marge de manœuvre des cantons dans la
fixation de leur participation. Les députés l’ont toutefois acceptée par 103 voix contre
50, la gauche s’y étant opposée. 23

MOTION
DATUM: 15.06.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Durant l’année sous revue, malgré les nombreuses protestations qui se sont élevées
contre la suppression du remboursement des corrections visuelles par l’assurance de
base, Didier Burkhalter a maintenu sa position sous prétexte que les problèmes de vue
ne sont pas des maladies. Cependant, en fin d’année, le Conseil national a adopté par
109 voix contre 71 une motion Meyer-Kaelin (pdc, FR) chargeant le Conseil fédéral de
réintroduire dans le catalogue de l’assurance de base la prise en charge de 180 francs
par an pour les lunettes et les lentilles des personnes de moins de 18 ans sur
prescription d’un ophtalmologue. Le PLR et une grande majorité de l’UDC se sont
opposés à la motion. 24

MOTION
DATUM: 19.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Der Ständerat überwies mit grosser Mehrheit eine Motion Meyer-Kaelin (cvp, FR),
welche der Nationalrat bereits im Vorjahr angenommen hatte. Die Motion fordert vom
Bundesrat, Sehhilfen für Kinder bis zum 18. Lebensjahr wieder in die Mittel- und
Gegenständeliste nach der Krankenpflege-Leistungsverordnung aufzunehmen, womit
die Kosten wieder von der Grundversicherung getragen werden müssten. 25

MOTION
DATUM: 27.02.2012
FLAVIA CARONI
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Der Nationalrat überwies diskussionslos eine Motion Fridez (sp, JU) zur Beratung an den
Ständerat, welche eine Aufnahme der ärztlich verordneten Leistungen von
Podologinnen und Podologen für Diabeteskranke in den Leistungskatalog gemäss KGV
fordert. Ziel der Motion ist eine verstärkte Prävention kostenintensiver
Folgeerkrankungen aufgrund von Verletzungen der Füsse und deren verzögerter Heilung
bei den betroffenen Patienten. 26

MOTION
DATUM: 28.09.2012
FLAVIA CARONI

Die Räte berieten zwei gleichlautende Motionen Humbel (cvp, AG) und Kuprecht (svp,
SZ) (12.4224; 12.4098) zur Vergütung ausserkantonaler ambulanter Behandlungen.
Nach den aktuellen Bestimmungen des KVG werden nur jene Tarife vergütet, welche am
Wohn- oder Arbeitsort der Versicherten sowie in deren näheren Umgebung gelten. Bei
höheren Behandlungstarifen haben die Versicherten einen Aufpreis zu bezahlen. Die
Motionen verlangen die Abschaffung der entsprechenden Bestimmung, welche für die
Versicherten nicht einleuchtend sei und eine Ungleichbehandlung gegenüber
Grenzgängern schaffe, die ihren Behandlungsort frei wählen können. Insbesondere sei
aber die manuelle Überprüfung für die Versicherer angesichts der heutigen Mobilität
sehr aufwändig und bringe mehr Kosten als Erträge. Der Bundesrat beantragte die
Annahme beider Motionen. Dem folgten die Räte jeweils ohne Diskussion. 27

MOTION
DATUM: 22.03.2013
FLAVIA CARONI

In der Sommersession nahm der Ständerat eine Motion seiner SGK für differenzierte
Einzelleistungstarife im KVG ohne Debatte an. Der Vorstoss verlangte vom Bundesrat,
bei der Gesetzesrevision über die Zulassung der Ärztinnen und Ärzte zur
obligatorischen Krankenversicherung eine Festlegung von Einzelleistungstarifen durch
den Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen vorzusehen. Dabei sollte zwischen
Einzelleistungstarifen für Spezialärzte und für Grundversorger sowie nach Regionen
differenziert werden, um vermehrt positive Anreize zu schaffen und das
Gesundheitswesen zu steuern. Der Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt.
Nichtsdestotrotz lehnte der Nationalrat den Vorstoss auf Antrag seiner Kommission in
der Herbstsession mit grosser Mehrheit ab. Der Bundesrat prüfe bei der Erarbeitung
von mittel- und langfristigen Lösungen für die Zulassungsregulierung derzeit auch
differenzierte Leistungstarife, so die Kommission. Damit habe die Motion keinen
Mehrwert. 28

MOTION
DATUM: 05.06.2013
FLAVIA CARONI

Der Ständerat überwies in der Herbstsession ohne Debatte eine Motion Fridez (sp, JU),
die der Nationalrat bereits im Vorjahr angenommen hatte. Damit sollen die Leistungen
von Podologinnen und Podologen für Diabeteskranke in den Leistungskatalog gemäss
KVG aufgenommen werden. 29

MOTION
DATUM: 09.09.2013
FLAVIA CARONI

Der Nationalrat beriet eine Motion Humbel (cvp, AG), die fordert, dass künftig die
allfälligen Folgekosten bei nicht medizinisch induzierten kosmetischen Eingriffen nicht
mehr von der obligatorischen Krankenversicherung übernommen werden müssen.
Entsprechende Eingriffe erfreuten sich einer zunehmenden Beliebtheit, so die
Motionärin. Es sei jedoch nicht Aufgabe der Sozialversicherung, den Lifestyle-Bereich
zu finanzieren. Der Bundesrat sprach sich gegen den Vorstoss aus. Die jährlichen
Kosten für entsprechende Behandlungen seien gering und nur schwer abzugrenzen,
weshalb allfällige Einsparungen leicht durch zusätzliche Abklärungskosten zunichte
gemacht werden könnten. Zudem werde bisher im KVG das Verschulden der
Versicherten bei der Leistungsübernahme nicht berücksichtigt – ein Vorgehen, das
ethisch heikel wäre. Dieser Argumentation folgte die Ratslinke, sie wurde aber von der
bürgerlichen Mehrheit klar überstimmt. Die ständerätliche Beratung stand noch aus. 30

MOTION
DATUM: 11.09.2013
FLAVIA CARONI

Der Nationalrat hatte 2013 eine Motion Steiert (sp, FR) zur Gleichbehandlung aller
Patientinnen und Patienten beim Zugang zu Medikamenten angenommen. In der
Frühlingssession 2014 stimmte auch der Ständerat dem Anliegen zu. 31

MOTION
DATUM: 04.03.2014
FLAVIA CARONI
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Nachdem der Nationalrat 2013 eine Motion Maire (sp, NE) für ein Verbot von
Telefonwerbung durch Krankenversicherer gegen den Willen des Bundesrats und
wirtschaftsliberaler Stimmen angenommen hatte, befasste sich in der Frühjahrssession
2014 der Ständerat mit dem Geschäft. Die Kommissionsmehrheit sprach sich für eine
Ablehnung aus, da ein Verbot unverhältnismässig und nicht mit der Wirtschaftsfreiheit
zu vereinbaren sei, einseitig nur eine Branche treffe und sich zudem aufgrund der
üblichen Vorgehensweise der Callcenter nur schwer durchsetzen lasse. Das
Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb biete bereits die Möglichkeit, sich vor
unerwünschten Anrufen zu schützen; diese vorhandene gesetzliche Grundlage müsse
vom Seco konsequent durchgesetzt werden. Das zum Zeitpunkt der Beratung noch
nicht verabschiedete neue Gesetz zur Aufsicht über die soziale Krankenversicherung
enthalte nicht zuletzt eine Bestimmung, welche den Bundesrat ermächtigen würde, die
Entschädigung der Vermittlertätigkeit und die Kosten der Werbung zu regeln. Eine
Minderheit Stöckli (sp, BE) sprach sich für die Motion und damit für ein Verbot aus. Sie
argumentierte, wenige Tage vor der Debatte sei die Selbstregulierungsvereinbarung des
Krankenversichererverbands Santésuisse aus kartellrechtlichen Gründen aufgehoben
worden: Der Schutz durch einen Sterneintrag im Telefonbuch wirke nicht, da er kaum
beachtet werde. Zudem sei die Vorgehensweise, um eine Sanktionierung zu erreichen,
für die Versicherten kompliziert. Das von der Gegnerschaft erwähnte Aufsichtsgesetz
sei vom eigenen Rat nach langer Debatte mit diversen Änderungen nur sehr knapp
angenommen und vom Nationalrat noch nicht verabschiedet worden. Schliesslich
sprachen sich 12 Ratsmitglieder für und 24 gegen die Motion aus, womit das Anliegen
erledigt wurde. 32

MOTION
DATUM: 19.03.2014
FLAVIA CARONI

Der Ständerat beriet in der Sommersession 2014 eine Motion Humbel (cvp, AG) zur
Streichung der Übernahme von Folgekosten bei nicht medizinisch induzierten
kosmetischen Eingriffen durch die obligatorische Krankenversicherung, die der
Nationalrat 2013 angenommen hatte. Übereinstimmend mit dem Bundesrat beantragte
die zuständige Kommission die Ablehnung der Motion. Die Kommissionssprecherin
betonte, eine Verschuldensabklärung in der solidarischen Krankenversicherung sei
äusserst komplex und würde einen Paradigmenwechsel bedeuten, der unerwünscht sei.
Der Rat folgte dieser Ansicht ohne entgegnende Voten. 33

MOTION
DATUM: 13.06.2014
FLAVIA CARONI

In der Frühjahrssesion 2015 entscheid der Ständerat, die Behandlung der Motion der
CVP-EVP-Fraktion zur gleichen Finanzierung von ambulanten und stationären
Spitalbehandlungen für mindestens ein Jahr auszusetzen. Seit die Motion eingereicht
worden war, so die Kommissionssprecherin, habe sich im entsprechenden Bereich mit
der neuen Spitalfinanzierung ein bedeutender Wandel vollzogen. Es gelte deshalb, eine
Evaluation dieser Politik abzuwarten, bevor weitere Entscheide getroffen werden.
Zudem müssten die kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren angehört
werden. Gesundheitsminister Berset ergänzte, die Thematik sei Teil der Strategie
Gesundheit 2020. 34

MOTION
DATUM: 02.03.2015
FLAVIA CARONI

In der Sommersession 2015 schloss sich die grosse Kammer diskussionslos dem
Entscheid der kleinen Kammer an, die Behandlung der Motion für eine gleiche
Finanzierung von ambulanten und stationären Spitalbehandlungen für mindestens ein
Jahr auszusetzen. 35

MOTION
DATUM: 04.06.2015
FLAVIA CARONI

Eine durch Nationalrätin Gilli (gp, SG) übernommene Motion Hodgers (gp, GE) forderte,
Frauen unter 20 Jahren kostenlos und anonym Zugang zu Verhütungsmitteln,
insbesondere der Antibabypille, zu gewähren. Begründet wurde dies mit einem Anstieg
der Anzahl Schwangerschaftsabbrüche bei Jugendlichen und mit dem Vorbild
Frankreichs, das eine entsprechende Regelung kurz zuvor eingeführt hatte. Der
Bundesrat widersprach, die Anzahl Abtreibungen bei der jüngsten Frauengruppe sei
nicht gestiegen, sondern im Gegenteil gesunken, und sie sei im europäischen Vergleich
sehr tief. Er verwies zudem auf die individuelle Verantwortung und auf von der
öffentlichen Hand unterstütze Beratungsstellen, welche unter anderem Informationen
zum Thema Empfängnisverhütung zur Verfügung stellen. Eine anonyme Abgabe
verschreibungspflichtiger Medikamente sei des weiteren nicht möglich. Der Nationalrat
folgte dem in der Sommersession 2015 mit 121 zu 58 Stimmen bei drei Enthaltungen und
lehnte die Motion ab. 36

MOTION
DATUM: 04.06.2015
FLAVIA CARONI
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In der Wintersession genehmigte der Ständerat einen Ordnungsantrag Kuprecht (svp,
SZ), die Motion der CVP-EVP-Fraktion zur gleichen Finanzierung von ambulanten und
stationären Spitalbehandlungen zu sistieren. Die Sistierung soll bis zur Beratung eines
Entwurfs zur 2011 von beiden Kommissionen (SGK-NR und SGK-SR) angenommenen
parlamentarischen Initiative Humbel (cvp, AG) zur Finanzierung der
Gesundheitsleistungen aus einer Hand (09.528) dauern. 37

MOTION
DATUM: 17.12.2015
FLAVIA CARONI

Im Zusammenhang mit der Beratung der Botschaft zu den Bestimmungen mit
internationalem Bezug im KVG schrieben die Räte eine Motion der CVP-Fraktion zur
Vergütung ausserkantonaler ambulanter Behandlungen ab. 38

MOTION
DATUM: 16.03.2016
FLAVIA CARONI

Im Dezember 2017 reichte Heinz Brand (svp, GR) eine Motion zur Erhöhung der
Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Leistungsabrechnung nach Tarmed für die
Patienten ein. Da die Leistungserbringer die vom Bundesrat 2014 eingeführten
Korrekturmassnahmen kompensiert hätten und dies auch für die neuen Tarife drohe,
sollten die Datenlieferung und Rechnungsstellung der Leistungserbringer in Zukunft
überprüfbar sein müssen. Nötig seien somit digitale Abrechnungen im Tiers payant –
also bei direkter Bezahlung der Rechnungen der Leistungserbringer durch die
Krankenversicherer –, klare Standards im Tiers garant – bei Bezahlung der Rechnungen
durch die Versicherten und anschliessender Rückforderung der Beträge bei den
Versicherern – und verständliche Rechnungskopien an die Patienten. Durchgesetzt
werden solle dies aus Sicht des Motionärs mittels Sanktionsmöglichkeiten, die
bestenfalls gar nicht angewendet werden müssten. Der Bundesrat pflichtete dem
Motionär bei, dass die Transparenz erhöht werden müsse, und empfahl die Motion zur
Annahme. Das KVG enthalte zwar bereits Sanktionsmöglichkeiten, diese würden jedoch
nicht zielführend umgesetzt. Daher habe eine Expertengruppe zur Kostendämpfung
auch Massnahmen bei der Rechnungskontrolle vorgeschlagen. Bei der Prüfung dieser
Massnahmen werde das EDI auch die Anliegen der Motion Brand aufnehmen. In der
Frühjahrssession 2018 nahm der Nationalrat die Motion diskussionslos an. 39

MOTION
DATUM: 16.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Obwohl der Bundesrat bereits Teile der Vorlage in das erste Massnahmenpaket zur
Kostendämpfung eingebaut habe, empfahl die SGK-SR die Motion Brand (svp, GR) zur
Erhöhung der Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Leistungsabrechnung nach
Tarmed im Februar 2019 zur Annahme. Die Forderung einer digitalen Abrechnung im
Tiers payant sei noch nicht erfüllt und solle in das zweite Massnahmenpaket eingebaut
werden, argumentierte Hans Stöckli (sp, BE) in der Frühjahrssession 2019 für die
Kommission. Stillschweigend nahm der Ständerat die Motion an. 40

MOTION
DATUM: 05.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im Dezember 2019 reichte Christian Lohr (cvp, TG) eine Motion ein, wonach der
Bundesrat die Preise von Laboranalysen zulasten der OKP senken solle. Kurz zuvor
habe das Konsumentenmagazin der Romandie, Bon à savoir, aufgezeigt, dass
Laboranalysen in der Schweiz bis zu 18 Mal teurer seien als in Frankreich, Österreich
und Deutschland. Durch eine Preisreduktion liessen sich somit «mehrere hundert
Millionen Franken pro Jahr» einsparen, betonte der Motionär. Der Bundesrat erklärte,
dass er 2017 eine Revision der Analyseliste (AL) begonnen habe, wobei das EDI die
neuen Tarife entsprechend den Gestehungskosten der Analysen bei effizienter
Erbringung in der notwendigen Qualität neu berechnen werde – wie es das KVG
vorsehe. Es würden zwar keine pauschalen Tarifsenkungen vorgenommen, wie es die
Motion fordere, dennoch erwarte er insgesamt eine Senkung der Preise, erklärte der
Bundesrat. Ergänzend wies er darauf hin, dass eine solche Anpassung durch den
Bundesrat nicht mehr möglich sein werde, wenn die überwiesene Motion der SGK-SR
(Mo. 17.3969) für eine Aushandlung der Tarife von Laboranalysen durch die Tarifpartner
umgesetzt sei. 
Nachdem Therese Schläpfer (svp, ZH) die Motion im Juni 2020 bekämpft hatte,
behandelte sie der Nationalrat in der Herbstsession 2020. Schläpfer argumentierte,
dass der internationale Vergleich hinke, da verschiedene relevante Unterschiede
zwischen den Staaten unberücksichtigt blieben; etwa die deutlich grössere
Auftragsmenge und die entsprechend niedrigeren Grenzkosten in den deutschen
Labors. Folglich bat sie um Ablehnung der Motion, um die Qualität der Schweizer Tests
nicht zu gefährden. Mit 141 zu 46 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich die grosse
Kammer für Annahme der Motion aus. 41

MOTION
DATUM: 15.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Obwohl die Leistungserbringenden im Tiers payant die Pflicht hätten, den Patientinnen
und Patienten Rechnungskopien zuzustellen, verzichten einige von ihnen systematisch
darauf und verunmöglichen dadurch die Kontrolle der Rechnungen durch die
Patientinnen und Patienten. Entsprechend forderte Lorenz Hess (bdp, BE) in einer
Motion die Schaffung einer Möglichkeit im KVG, Leistungserbringende, die
systematisch auf die Sendung von Rechnungskopien verzichten, mit einem
Intransparenzabzug – zum Beispiel in der Höhe von CHF 40 pro Rechnung – zu belegen.
Der Bundesrat verwies in seiner Antwort auf das erste Kostendämpfungspaket, welches
die bisher in der KVV aufgeführte Pflicht zur Zustellung einer Rechnungskopie ins KVG
aufnehmen und klarer definieren sowie Sanktionsmassnahmen festlegen will.
Entsprechend empfahl er die Motion zur Ablehnung. Obwohl der erste Teil des
Kostendämpfungspakets I, der die Frage der Rechnungszustellung beinhaltete, in der
Zwischenzeit vom Nationalrat behandelt und mit einigen Änderungen angenommen
worden war, sprach sich der Nationalrat mit 187 zu 1 Stimme (bei 1 Enthaltung) fast
einstimmig für Annahme der Motion aus. Nicht überzeugt zeigten sich einzig Alfred
Heer (svp, ZH; Ablehnung) und Beat Walti (fdp, ZH; Enthaltung). 42

MOTION
DATUM: 15.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2021 setzte sich der Ständerat mit der Motion von Lorenz Hess
(bdp, BE) für einen Intransparenzabzug für Leistungserbringende, die systematisch auf
die Sendung von Rechnungskopien verzichten, auseinander. Dabei folgte er
stillschweigend dem Antrag der SGK-SR, welche die Motion zur Ablehnung empfohlen
hatte, da die im Vorstoss geforderte Pflicht zur Zustellung von Rechnungskopien bereits
im ersten Massnahmenpaket zur Kostendämpfung beschlossen worden war. 43

MOTION
DATUM: 08.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

Mit Verweis auf die seit 2017 vom Bundesrat durchgeführten Tarifprüfungen bei der
Analyseliste (AL), die zur Dämpfung des Kostenwachstums vorangetrieben werden
müssten, empfahl die SGK-SR die Motion Lohr (mitte, TG) zur Senkung der Preise der
Laboranalysen zur Annahme. In der Wintersession 2021 pflichtete auch der Ständerat
dieser Ansicht bei und nahm die Motion stillschweigend an. 44

MOTION
DATUM: 06.12.2021
ANJA HEIDELBERGER
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